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Halbfremd hier wie dort

Auch Dichterworte können die Wahrheit ver-
fehlen. Vom Schriftsteller Max Frisch stammt 
die Redewendung: «Wir riefen Arbeitskräf-
te, und es kamen Menschen» oder in einer 
anderen Wortwahl – Frisch sprach oft darü-
ber: «Wir riefen Gastarbeiter, und es kamen 
Menschen». Diese Floskel gilt seit langem 
als Beweis dafür, dass die Bundesrepublik 
Deutschland aus falscher Absicht mit den An-
kömmlingen falsch umgegangen sei. Doch 
Frisch hatte seine Mahnungen nicht auf das 
junge deutsche Nachkriegswirtschaftswun-
derland gemünzt, sondern auf seine Heimat, 
die Schweiz, die damals als durchaus be-
währter Hort der Menschenrechte galt. Die 
Bundesrepublik brauchte sich von den Dich-
terworten nicht angeklagt zu fühlen; denn 
schon das erste Anwerbeabkommen lässt 
keinen Zweifel daran, dass um Menschen ge-
worben wurde.

Erst nach jahrelangem Drängen der italie-
nischen Regierung, die bis dahin schon Ver-
träge mit sieben Ländern Europas geschlos-
sen hatte, um den Arbeitskräfteüberhang in 
Brot zu bringen, war Westdeutschland bereit 
gewesen, 1955 Italiener in grosser Zahl auf 

seinen Arbeitsmarkt zu lassen. Dass man da-
bei nicht nur den Arbeiter im Blick hatte, son-
dern den ganzen Menschen, dokumentiert 
Artikel 16 des Vertrages: Er legte fest, dass die 
nachgeordneten deutschen Behörden Anträ-
ge auf Familiennachzug «wohlwollend prü-
fen». Wer in Deutschland arbeitete, sollte hier 
auch mit Frau oder Mann und Kindern leben 
können – wie es sich für Menschen gehört.
Von den insgesamt vier Millionen Italienern, 
die über die Jahrzehnte nach Deutschland ka-
men, kehrten fast 90 Prozent nach kürzerem 
(ursprünglich war ein Jahr vorgesehen) oder 
längerem Aufenthalt in ihre Heimat zurück. 
Ähnlich verhielt es sich mit Spaniern und Grie-
chen, mit deren Ländern Bonn 1960 einschlä-
gige Verträge schloss.

Systematischer Mangel der deutschen  
Politik
Dann erst folgte die Vereinbarung über die 
Vermittlung türkischer Arbeitnehmer vom 30. 
Oktober 1961. Vorausgegangen waren das 
Drängen der führenden Besatzungsmacht 
Amerika und heftige Auseinandersetzungen 
innerhalb der Bundesregierung. Der zustän-
dige Arbeitsminister hatte nachweislich die 
Menschen in Gänze im Blick, als er nicht nur 
deren von Arbeitgebern und Gewerkschaften 
geschätzte Arbeitskraft, sondern auch die für 
die aufnehmende Gesellschaft bedeutende 
kulturelle – sprich muslimische – Prägung auf 
die Waage legte. Dem konnte sich offenbar 
auch das Auswärtige Amt nicht entziehen; 
denn im deutsch-türkischen Abkommen ist 
nur noch von Arbeitnehmern die Rede und 
nicht – wie schon bei den Italienern – von ih-
ren Familien.
Wohl zur Überraschung der Bundesregie-
rung beflügelte dieses Signal nicht die Rück-
kehrwilligkeit der Arbeitnehmer nach ein- 
oder zweijährigem Aufenthalt. Im Gegenteil. 
Zunächst hatten sowohl Männer als auch 
Frauen Arbeitsplätze in Deutschland ge-
sucht und gefunden – und so verstand es 
sich von selbst, dass schliesslich der Nachzug 
von Kindern zugelassen wurde. Als die erste 
Ära der CDU-Bundeskanzler zu Ende war und 
ein SPD-Kanzler beim Stand von 800’000 Tür-
ken in Westdeutschland einen Anwerbestopp 
verhängte, explodierte die Zahl der nachzie-
henden Familienmitglieder geradezu. Max 

Frisch hätte sagen können: Es wurden Gast-
arbeiter erwartet, und es kamen Einwanderer.
Wenn zum fünfzigsten Jahrestag Bilanz ge-
zogen wird, ist die (Selbst-)Lobhudelei der 
Sonntagsreden wohlfeil. Unerwähnt dürfte 
jedoch bleiben, was als systematischer Man-
gel der deutschen Politik gelten kann. Die 
Bundesrepublik wollte angeblich die Gast-
arbeiter und deren Familien nie behalten – 
und hat doch zu wenig für deren würdevolle 
Rückkehr getan.

Bildung auch in der Kultur des  
Ursprungslandes
Wie hätten sich italienische, türkische und 
später marokkanische oder jugoslawische 
Kinder nach Jahren an deutschen Schulen 
ohne einen Unterricht in ihrer Muttersprache 
in ihrer Heimat wieder einfinden können? Das 
Beispiel mittel- und osteuropäischer Gymna-
sien, die auf das Leben in der Emigration wie 
in der Heimat der Eltern vorbereiteten, gab 
den Bundesländern erst mit Verzögerung 
den Anstoss, mit dem Angebot eines mut-
tersprachlichen Unterrichts Ähnliches für Kin-
der der Arbeitswanderer aufzubauen.
Doch um die Wiedereingliederung in der al-
ten oder ehemaligen Heimat wirklich at-
traktiv zu machen, hätte es mehr bedurft. 
Jahrzehntelang hat Deutschland – ob CDU- 
oder SPD-geführt – sich nicht mit der schlei-
chenden Einwanderung abgefunden, ihr aber 
auch nichts Vernünftiges entgegengesetzt.

Es ist das Verdienst der Bundeskanzlerin 
Merkel und ihrer Staatsministerin Böhmer, 
aus der Unentschiedenheit und aus dem tat-
sächlichen Stand der Einwanderung die Fol-
gerungen gezogen zu haben. Doch es ist zu 
wenig, in Islamkonferenzen lediglich über die 
religiöse Bildung der Kinder «mit Migrations-
hintergrund» nachzudenken. Damit sich jun-
ge Türken und andere trotz ihrer meist deut-
schen Staatsangehörigkeit in Deutschland 
nicht mehr halbfremd vorkommen, muss ih-
nen die Gelegenheit verschafft werden, sich 
gründlich nicht nur in der Sprache, sondern 
auch in der Kultur ihres Ursprungslandes zu 
bilden, damit sie auch dort nicht halbfremd 
sind. Erst das gibt ihnen die Freiheit, sich zwi-
schen beiden Ländern oder vermittelnd für 
beide Länder zu entscheiden.

Von 
Walter Ostermeier 
Redaktor beim  
Politlog und bei 
media-srf 
9479 Oberschan 
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die tun was!

Für Einwanderer nach Australien gibt es ein 
Punktesystem, das jeder Einwanderer erfül-
len muss, wenn er nach Australien einwan-
dern will. Es gibt für verschiedene Kriterien 
wie Alter, Ausbildung und Englischkenntnisse 
Punkte. Je höher die Anzahl der Punkte, desto 
einfacher die Einwanderung. Unter 120 Punk-
ten wird es schwierig bis unmöglich eine Ein-
wanderungserlaubnis zu erhalten. Gefragt 
sind vor allem junge Einwanderer mit Berufs-
erfahrung und guten Englischkenntnissen. 
Mindestens 120 Punkte, um eine Einwande-
rungserlaubnis nach Australien zu erhalten. 

Je Jünger, um so besser 
Eines der «grossen» Kriterien ist das Alter. Bis 
30 Jahre bekommt man die höchste Punkt-
zahl, 30 Punkte. Bis 34 Jahre gibt es 25 Punkte. 
Bis 40 Jahre immerhin noch 20 Punkte. Bis 44 
Jahre nur noch 15 Punkte und ab 45 keine 
Punkte mehr. 

Englischkenntnisse 
Als zweites wichtiges Kriterium wird die Spra-
che entsprechend hoch bewertet. Die Eng-
lischkenntnisse werden mit einem genormten 
Test in Deutschland überprüft. Hierbei gibt 
es zwei Punktestufen. Wer sich «kompetent» 
in Englisch ausdrücken kann, bekommt 20 
Punkte. Wer sich in seinem Arbeitsumfeld 
gerade noch verständigen kann, erhält 15 
Punkte. Unter diesem Sprachniveau werden 
keine Punkte vergeben. 

Liste der qualifizierten Berufe 
Das wichtigste Kriterium, das auch entspre-
chend viele Punkte bringt, ist der Beruf. Auf 
der SOL, der «Skilled Occupation List» (der Lis
te der qualifizierten Berufe), werden mehr als 
300 verschiedene Berufsbeschreibungen ge-
listet. Diese gelisteten Berufsbilder bringen 
zwischen 50 und 60 Punkte. Besonders ge-
sucht werden handwerkliche Berufe, aber 
auch hoch qualifizierte Fachkräfte wie Ingeni-
eure, Mediziner, IT-Manager sowie Vertriebs- 
und Finanzfachleute. Für bestimmte Perso-
nenkreise gibt es Sonderregelungen beim 
Arbeits- und Aufenthaltsrecht. Dazu zählen 
Wissenschaftler, die an australischen Univer-
sitäten lehren möchten, Künstler, Leistungs-
sportler und Journalisten. 

Besonders gefragte Berufe 
Für besonders gefragte Berufe gibt es noch 
einmal 15 Punkte. Sollte man schon ein Stel-
lenangebot einer australischen Firma vorlie-
gen haben, gibt es zusätzlich fünf weitere 
Punkte. Auch für die Berufserfahrung kann 
man noch einmal bis zu zehn Punkte erhal-
ten. Gefordert sind hier drei Jahre Berufser-
fahrung in den letzten vier Jahren. Wenn der 
Partner auch noch entsprechende Berufser-
fahrung vorweisen kann, gibt es weitere fünf 
Punkte. Wer in Australien einen Hochschulab-

schluss oder einen Doktortitel erworben hat, 
erhält 15 Zusatzpunkte. Weitere Zusatzpunkte 
lassen sich erwerben, wenn man in Austra-
lien Verwandte hat. So ist es vielleicht mög-
lich, durch Onkel, Tante oder durch Geschwis
ter die geforderten 120 Punkte zu erreichen. 

Das Punktesystem in Australien 
Um eine Vorauswahl der Bewerber treffen zu 
können, hat die australische Regierung vor 
Jahren schon ein Punktesystem ins Leben ge-
rufen. 
Im Moment muss man bei diesem Punktetest 
mindestens 120 Punkte erzielen, um ein Vi-
sum zu bekommen (PassMark). Da sich aber 
von Zeit zu Zeit die «PassMark» ändert, sollten 
Sie die aktuelle «PassMark» auf der Website 
der australischen Einwanderungsbehörde un-
ter dem Link www.immi.gov.au/skilled/ ein-
sehen. 

Punkte werden vergeben für 
• �Fertigkeiten 
• �Alter 
• �Sprachfähigkeiten 
• �Berufserfahrung 
• �Berufserfahrung in Australien 
• �australische Qualifikationen 
• �gefragte Berufe und Jobangebote 
• �bestimmte Sprachen 
• �das Studieren und Leben in gering besiedel-

ten Gebieten 
• �Fertigkeiten des Partners 
• �Nominierungen von Bundesstaaten oder 

Territorien 
• �für Unterstützungen bestimmter Gebiete 

Erzielen Sie bei diesem Test nur zwischen 
100 und 120 Punkten, qualifizieren Sie sich 
immer noch für die sogenannte «PooIMark». 
Was nichts anderes bedeutet, als dass Ihr An-
trag für 2 Jahre aufbewahrt wird, und wenn in 
der Zwischenzeit die «PassMark» so weit ab-
sinkt, dass Sie ein Visum mit dieser Punktezahl 
erhalten würden, der Antrag erneut geprüft 
wird. Sofern Sie nun die benötigten Punkte 
erzielen, wird Ihr Antrag von der DIAC entge-
gengenommen. 
Auch wenn Sie im Punktetest nicht ausrei-
chend Punkte erzielen, können Sie sich unter 
Umständen trotzdem auf eines der begehrten 
Visa bewerben. Dazu hat die Regierung einige 
Förderungsmöglichkeiten im Programm, mit 
deren Hilfe Sie von der Einwanderungsbehör-
de bevorzugt werden können. 
Hierbei kann es sich um eine Arbeitgeberför-
derung handeln, bei der ein potentieller Ar-
beitgeber einen Migranten vorschlägt, wenn 
er den Arbeitsplatz nicht mit einer austra-
lischen Arbeitskraft besetzen kann. 
Es gibt aber auch die Möglichkeit der Bun-
desstaatenförderungen, bei der Sie selbst bei 
den Regierungen der Bundesstaaten und Ter-
ritorien um eine Förderung ersuchen. Diese 

Einwanderung – Blick über die Grenze:

Das australische 120-Punkte-System als Massstab 
Art der Förderung ist für dünn besiedelte Ge-
biete gedacht. 
Auch Ihr Partner, sofern vorhanden, sollte sich 
einer Bewertung durch diesen Punktetest un-
terziehen, um so festzustellen, wer die besse-
re Aussicht auf Erfolg hat. Beachten Sie aber, 
dass Sie oder Ihr Partner die «PassMark» ei-
genständig erreichen müssen. 
Wenn Sie die Fertigkeiten Ihres Partners in die 
Auswertung mit einbeziehen, um so zusätz-
liche Punkte im Test zu erzielen, müssen Sie 
eine Bewertung der Fertigkeiten Ihres Part-
ners vor der endgültigen Entscheidung bei 
der DIAC einreichen. Andernfalls werden die 
Punkte nicht in die Bewertung mit einbezo-
gen. 

Australien hat verschiedene Bedingungen, 
die man erfüllen muss, um dort länger le-
ben zu dürfen. 
Die Erlaubnis hierfür erfolgt durch ein Punkte-
system, bei dem Punkte auf Englischkennt-
nisse erteilt werden, auf familiäre Kontakte in 
Australien, auf berufliche Qualifikation oder 
auch auf den finanziellen Hintergrund. 
Ebenso ist ein Leumundszeugnis erforderlich, 
um nachzuweisen, dass man gesund ist und 
einen guten Charakter hat. 
Der Vorgang und die Auswertung des Punkte-
tests dauert in der Regel sechs bis zwölf Mo-
nate und kann auch nach einem guten Ergeb-
nis negativ ausfallen. 
Australien prüft jedes Jahr neu, wie viele Per-
sonen einwandern dürfen, um ein Überange-
bot an Arbeitskräften zu vermeiden. 
Sind nun zu viele Bewerber vorhanden, so 
werden alle abgelehnt, die den Überschuss 
zur Einwanderungsbeschränkung darstellen. 
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Fragwürdige Statistiken
Von Dr. rer. publ. HSG Rolando Burkhard, Bern

Kann man Statistiken trauen? Ein bekanntes 
Bonmot besagt, man könne nur jenen Stati-
stiken trauen, die man selber gefälscht habe. 
Glauben Sie also keiner Statistik. Denn um die 
erwünschten Schlüsse zu suggerieren, wer-
den heute Statistiken nicht gefälscht, son-
dern öffentlich so dargestellt 
und verfälschend interpretiert, 
dass sie ins EU-Konzept passen. 
Dies geschieht gegenwärtig mit 
«Schengen». 
Die Schweiz ist dem Schen-
gener-System der EU beigetre-
ten und hat demzufolge ihre 
systematischen Personenkon-
trollen an den Aussengrenzen 
aufheben müssen. Zur Kom-
pensation dieser Sicherheitslü-
cke sind wir seither dem Fahn-
dungscomputer SIS (Schengen 
Information System) ange-
schlossen. Gestützt auf die al-
lererste Quartalsstatistik 2009 
jubelte man landesweit in den 
höchsten Tönen die hohe Trefferquote im SIS 
hoch und behauptet, Schengen habe keinen 
Kriminalitätsanstieg bzw. keinen Sicherheits-
verlust gebracht. Gegenüber einer so voreilig 
spekulativen Interpretation der vorliegenden 
Zahlen ist grösste Vorsicht geboten. 

Hohe Trefferquoten? 
Bei durchschnittlich 160’000 Abfragen täglich 
im SIS wurden im Zeitraum vom 14. August 
2008 bis Ende April 2009 insgesamt 5’895 Tref-
fer (d. h. Anzahl «positiver» Resultate bei Com-

puter-Abfragen) erzielt. Hurrah! Hurrah? 
Schaut man sich die Sache genauer an, stellt 
man Folgendes fest: 
– Die 5’895 «Treffer» betrafen vor allem Bana-
litäten. Etwa die Ausschreibung von Sachen 
oder für die Schweiz gar nicht massgebende 
Einreiseverbote der EU oder die Suche nach 
Zeugen oder Vermissten. In der wirklich zäh-

lenden Rubrik «Ausschreibung zur Verhaf-
tung zwecks Auslieferung» (wo es um eigent-
liche Kriminelle geht) figurieren gerade mal 
163 Treffer! 
– Die 5’895 «Treffer» sind schlicht falsch inter-
pretiert. Denn sie betreffen für vier der acht 
Monate einen Zeitraum, da die Grenzkontrol-
len also noch in Kraft waren. Die Meldungen 
über die Trefferzahlen stammen denn auch 
(was für ein Zufall!) vor allem aus den Grenz-
kantonen (und sind keinesfalls für die ganze 
Schweiz repräsentativ). 

Versicherungsratgeber

M.Z.: Wie in jedem Jahr gehen jetzt wegen der 
früher einsetzenden Dunkelheit wieder ver-
mehrt Diebesbanden auf Tour. Was kann ich 
machen, damit ich von diesen Räubern nach 
Möglichkeit verschont bleibe? 
Kürzlich wurden die Uhren wieder um eine 
Stunde zurückgestellt. Das bedeutet, dass 
wieder die Dunkelheit einsetzt, bevor die 
meisten Leute von der Arbeit nach Hause 
gekommen sind. Das ist erfahrungsgemäss 
auch der Start einer Hochsaison für Einbre-
cher. Man darf bei der Einbruchspräventi-
on davon ausgehen, dass die Diebe nicht er-
wischt werden wollen und sich deshalb ein 
paar Verhaltensmassnahmen und Ideen posi-
tiv auswirken können. Einbrecher suchen sich 
nämlich meist die «einfacheren» Objekte aus. 
Dazu zählen Häuser mit offenen oder schräg 
gestellten Fenstern, Liegenschaften mit un-
beleuchteten Hinterhöfen und Gartensitz-

plätzen oder allein stehende Gebäude, in de-
nen kein Licht brennt. 
Höhere Aufmerksamkeit und Sicherheits-
vorkehren 
Leider gibt es keine Garantie, dass man trotz 
aller Vorsicht von ungebetenen Besuchern 
verschont bleibt. Dennoch bewährt es sich, 
wenn die Bevölkerung in diesen Tagen etwas 
aufmerksamer ist und verdächtige Personen 
und Fahrzeuge der Polizei meldet. Das eige-
ne Heim kann man mit einer geeigneten Be-
leuchtung schützen; Zeitschaltuhren und Be-
wegungsmelder eignen sich dazu besonders 
gut. Zudem sollte man darauf achten, dass 
Fenster und Türen stets gut verschlossen sind. 
Selbstverständlich wird die Sicherheit durch 
den Einbau einer Alarmanlage und mecha-
nischer Sicherheitsvorkehren erhöht. In den 
meisten Kantonen bestehen diesbezüglich 
Beratungsstellen der Kantonspolizei. 

Diebesbanden – wie kann ich mich schützen?

Schweizerischer Versicherungsverband
www.svv.ch

Kein Kriminalitätsanstieg? 
Die Aussage, Schengen habe keinen Sicher-
heitsverlust bzw. keinen Anstieg der Krimina-
lität gebracht, basiert bisher lediglich auf der 
Aussage der Sicherheitsdirektoren der Kan-
tone St. Gallen, Thurgau und Schaffhausen, 
des Fürstentums Liechtenstein und der Bun-
desländer Baden-Württemberg, Bayern und 
Vorarlberg. Da sind grosse Zweifel angesagt. 
Schaut man die Sache genauer an, stellt man 
Folgendes fest: 

– Die Aussage (dass Schengen kein 
Sicherheitsdefizit gebracht habe) 
gilt nur für den Bodenseeraum,  
d. h., nur für drei Grenzkantone 
inkl. ausländischer Bundesländer. 
Sie betrifft also nur eine einzige un-
serer Grenzregionen, aber sicher 
nicht die gesamte Schweiz. 
– Wie man zu dieser Aussage ge-
kommen ist, bleibt völlig unklar. 
Was hat man denn mit was verg-
lichen? Die Krimininalitätsrate des 
Vorjahres mit derjenigen des lau-
fenden Jahres? Für welches Ge-
biet genau? Eigenartig: Wenn’s 
um zunehmende Ausländerkrimi-
nalität geht, werden solche Quar-
talszahlen nie veröffentlicht. Die 

Zahlen werden erst lange danach fürs ganze 
Jahr – verschämt und relativiert mit tausend 
Wenn und Aber – bekannt gegeben. 

Hohe Trefferquoten im SIS = mehr Sicher-
heit? 
Hohe Trefferquoten im SIS bedeuten ledig-
lich, dass man einige eingereiste Kriminelle 
mehr verhaften konnte als bisher. Doch diese 
Zahlen sagen überhaupt nichts darüber aus, 
wie viele zusätzliche Kriminelle wegen dem 
Schengener Abbau der Grenzkontrollen un-
erkannt eingereist sind und Straftaten verübt 
haben. Darüber wird erst die gesamtschwei-
zerische Kriminalstatistik für das Jahr 2010  
im Vergleich mit den Zahlen des Vorjahres 
genau Auskunft geben können. Doch diese 
Statistik kommt erst im Frühjahr 2012. Freu-
en wir uns! Und hoffen wir, dass diese Zah-
len dann auch ehrlich publiziert und interpre-
tiert werden. 

Ein noch völlig verschwiegenes Problem 
Noch völlig ununtersucht ist das Problem, das 
uns die Kombination von Schengen mit dem 
Personenfreizügigkeits-Abkommen mit der 
EU gebracht hat und noch bringen wird. Die 
Zahl all jener, welche dank Schengen/Perso-
nenfreizügigkeit ohne Kontrolle eingewan-
dert sind oder noch einwandern, dann hier 
«schwarz» arbeiten und somit die Arbeitsplät-
ze von Einheimischen gefährden, ist völlig un-
bekannt. Diese Zahl wird wohl von unseren 
EU-hörigen Behörden auch kaum je bekannt 
gegeben werden. Da ist’s viel einfacher und 
politisch korrekter, «getürkte» Kriminalitäts-
Quartalsstatistiken ohne jeden Aussagewert 
über den angeblichen Erfolg von Schengen 
zu publizieren. Und alle applaudieren. Ich 
nicht. 
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  Ich will Mitglied werden	 Machen Sie nicht länger die Faust im Sack!
Treten Sie dem PIKOM bei, welches sich zum Ziel gesetzt hat, die Öffentlichkeit über die wahren Fakten und Entwicklungen im Bereich der  
Ausländerpolitik zu informieren. Der jährliche Beitrag beträgt Fr. 65.–. Sie erhalten einen Einzahlungsschein für den Jahresbeitrag.

Buchbestellungen solange Vorrat
	 Expl.  Manfred Kleine-Hartlage	 Das Dschihadsystem	 CHF 30.–	 Preise exkl. Porti

Der immense Schaden ist für Jahrzehnte 
angerichtet und wird mit jedem Tag Perso-
nenfreizügigkeit grösser. Der Preis für das 
Wirtschaftswachstum ist Sicherheit und Le-
bensqualität. Bis die drei Volksinitiativen zur 
Eindämmung der Zuwanderung greifen, wird 
es schon lange zu spät sein. Augen auf. Kein 
anderes Land Europas wird tagtäglich der-
massen von der Personenfreizügigkeit über-
rannt. 
Für Debatten und Standardprozedere ist es 
zu spät. Nur die schlagartige Umsetzung, sou-
verän ohne jegliche Verhandlungen, per Kri-
sen- und Ausnahmezustand, der folgenden 
5 Massnahmen bringt Schadensbegrenzung 

und setzt gegen aussen ein klares Zeichen. 
1. Stop der Personenfreizügigkeit. 
2. Kontrolle und Sicherung der Grenze. Ab-
zug der gesamten Swisscoy vom Kosovo di-
rekt unter das Kommando des Grenzwacht-
korps und sofortiger Einsatz an der Schweizer 
Grenze. 
3. Massive Aufstockung von Polizei, Justiz und 
Strafvollzug.
4. Null-Toleranzstrategie von Polizei, Justiz, 
Migrations- und Sozialwesen.
5. Effizientester und härtester Strafvollzug Eu-
ropas.

Orfeo Giuliani, 8916 Jonen

Die innere Sicherheit der Schweiz ist nicht 
gefährdet, sie existiert nicht mehr

Nach dem Buch des österreichischen Terror-
Experten leben in Europa heute über 50 Mil-
lionen Muslime (fast die Hälfte in Russland, 
gefolgt von Frankreich, Deutschland und 
Grossbritannien). Entwickelt sich die Popula-
tion weiter wie bisher, so wird sie sich in den 
nächsten 25 Jahren verdoppeln. Die streng-
gläubigen Muslime, welche sich für die Ein-
führung einer radikal-islamischen Rechts- 
und Werteordnung nach den Regeln der 
Scharia einsetzen, sind ein noch immer un-
terschätztes Gefährdungspotential. Durch ih-
ren Fanatismus zeigen sie eine stärkere Bereit-
schaft zu terroristischen Anschlägen – wobei 
sie in vielen Ländern Europas den stärksten 
Zuwachs aller Religionsgemeinschaften ha-
ben. Von den verschiedenen Bewegungen 
stellt der Dschihadismus die extremistische 
Form dar, die einen bewaffneten Kampf for-
dert. Ziel ist, dem Islam als politische Ord-
nung weltweit Geltung zu verschaffen, dabei 
wird der Westen als Haupthindernis betrach-
tet. Ihre Anhänger sind bereit, für ihre Ziele zu 
töten und auch selber zu sterben. Dem Kandi-
daten wird doppelte Belohnung versprochen: 
Im Leben nach seinem Tode die Freuden des 
Paradieses, in der realen Welt Unterstützung 
für die zurückgebliebene Familie; primär ist 
nicht das Geld, sondern die Ehre.
Seit 2001 sind Selbstmordattentate Bestand-
teil ihres gerechten Krieges (der ursprüngliche 
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Koran kennt Derartiges nicht). Man sollte da-
bei niemals vergessen: Bis heute gibt es kei-
nen Rechtspruch hochrangiger Islam-Gelehr-
ter, die sich vehement gegen die radikalen 
Islamisten wenden und ihnen mit Ausschluss 
aus der religiösen Gemeinschaft drohen! Die 
Gewaltstrategie setzt primär auf psychische 
Effekte. Ziel ist das Töten möglichst vieler 
Menschen und Einschüchterung der Gesamt-
Bevölkerung. Seit dem 11. September 2001 
in New York ist jede Art von Anschlägen mit 
kriegsähnlichen Zerstörungen vorstellbar ge-
worden, und man sollte wissen, dass sie heu-
te grundsätzlich jede Person an jedem Ort zu 
jeder Zeit treffen können!
Bisher ist es nicht gelungen, eine Antwort auf 
die Frage zu finden, wie dieser Terror erfolg-
reich bekämpft werden kann. Die Budgets 
der westlichen Geheimdienste wurden we-
sentlich erhöht, doch noch immer herrscht 
Mangel an guten Islam-Experten mit ent-

sprechender Praxiserfahrung. Agenten in die 
Terror-Gruppen einzuschleusen, ist äusserst 
schwierig, aber in Einzelfällen durchaus mög-
lich. In Europa sind die nationalen Kooperati-
onsmechanismen noch immer sehr kompli-
ziert und zu langsam. Es wird, so schliesst der 
Autor, ein zweifellos sehr langer Kampf wer-
den mit ebenso vielen Opfern…
Peter Schoor, «Im Auge des Terrors, wie viel Is-
lam verträgt Europa?»,Wien 2010, 190 Seiten, 
ISBN 978-3-8000-7490-7.
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